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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


1. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die erneute 
Versagung der Einreisegenehmigung für den 
Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-Bran- 
denburg zum 11, Februar 1973 durch die Ost- 
Berliner-Behörden, und welche Erwartungen 
hegt sie angesichts dieser wiederholten Ver- 
letzung des Berlin-Abkommens durch Ost-Ber- 
lin für die Zukunft der innerdeutschen Ver- 
hältnisse? 


2. Abgeordneter 
Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen der Berliner Morgenpost 
vom 21. Januar 1973 zu, nach denen die bisher 
übliche Berlin-Klausel in Verordnungen und 
Gesetzen des Bundes dahin gehend geändert 
werden soll, daß anstelle der bisherigen Ver- 
fassungsformel „Land Berlin" der Begriff „Ber- 
lin (West)" tritt und wenn ja, warum? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


3. Abgeordneter Gibt es innerhalb der Bundesregierung Uber- 
Wüster legungen, nach denen die Einkommensgrenze 

(SPD) für Sozialwohnungsmieter regional gestaffelt 

werden könnte? 


4. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Einkorn- 

Wüster mensgrenze für Haushaltsvorstände von So- 

(SPD) zialwohnungssuchenden anzuheben? 


5, Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung — unter Beachtung der Ziele der Raum- 
ordnung — bei der Neueinrichtung von Behör- 
den des Bundes sowie bei neuen Hochschul- 
bauten im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe, 
geeignete Standorte in den wirtschaftsschwa- 
chen Gebieten, insbesondere im Zonenrand- 
gebiet, zu berücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


6. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß nach Artikel 80 Abs. 1 des Grundgesetzes 
und nach § 6 Abs. 1 Satz 2 des Waffengesetzes 
vom 19. September 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1797) nur Bundesminister eine Rechtsver- 
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Ordnung erlassen können, wie beurteilt sie 
demzufolge die Verordnung des Chefs des 
Bundeskanzleramts, der nicht Bundesminister 
ist, zum Waffengebrauch vom 22. Januar 1973 
(Bundesgesetzbl. I S. 25), und was gedenkt die 
Bundesregierung in diesem Fall zu tun, damit 
den verfassungsrechtlichen und gesetzlichen 
Bestimmungen Rechnung getragen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


7. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Sowjetunion, daß eine Änderung bzw, Verbes- 
serung des Stimmrechts der Berliner Abgeord- 
neten im Deutschen Bundestag und der bun- 
despolitischen Mitwirkung der Berliner, die 
die alliierten Viermächte- Vereinbarungen über 
Berlin berücksichtigen, der Zustimmung der 
sowjetischen Regierung unterliegen? 


8. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis hat die deutsche Dele- 

Rollmann gation in Warschau über die Ausreise von 

(CDU/CSU) Deutschen aus den Oder-Neiße-Gebieten ver- 

handelt? 


9. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Ist die Nachricht aus „Die Welt" vom 12. Fe- 
bruar 1973 zutreffend, Polen habe sich wäh- 
rend der letzten deutsch-polnischen Gespräche 
bezüglich der Ausreise von Deutschen auf den 
Standpunkt gestellt, es habe seine Verpflich- 
tungen erfüllt und es müßten lediglich noch 
einige Fälle der an sich „ausgelaufenen Ak- 
tion" geklärt werden, und wie gedenkt die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — auf 
diese Zerstörung der Geschäftsgrundlage des 
deutsch-polnischen Vertrags zu reagieren? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung die 
Schwierigkeiten die trotz Absatz 5 der Infor- 
mation der Volksrepublik Polen denen ge- 
macht werden, die zu Besuch in die Gebiete 
jenseits von Oder und Görlitzer Neiße fahren 
wollen, indem ohne Angabe von Gründen das 
Visum verweigert wird, und hat die Bundes- 
regierung gegen solche Fälle, die im krassen 
Widerspruch zur Information stehen, prote- 
stiert? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entge- 
gen getroffener Absprachen wiederholt Ver- 
triebene aus Ostdeutschland von der polni- 
schen Botschaft in Köln angehalten worden 
sind, ihre deutschen Geburtsorte — entspre- 
chend ihrem Geburtsdatum vor 1945 — auf 
polnische Ortsnamen im Reisepaß umschreiben 
zu lassen sonst könnte kein Besuchsvisum 
erteilt werden, und was gedenkt die Bundes- 
regierung dagegen zu tun? 
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12. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Was kann seitens der Bundesregierung ver- 
anlaßt werden, daß die Mitarbeiter des Mal- 
teser-Hilfsdienstes, Monika Schwinn und Bern- 
hard Diehl, die am 27. April 1969 in der Nähe 
von An Hoa widerrechtlich vom Vietcong oder 
nordvietnamesischen Truppen gefangenge- 
nommen wurden, baldmöglichst aus der Gefan- 
genschaft entlassen werden? 


13. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Hilfeleistungen 
für den Vietcong und Nordvietnam davon ab- 
hängig zu machen, daß die zwei Malteserhelfer 
freigelassen werden und außerdem über das 
Schicksal der drei weiteren vermißten Ange- 
hörigen des Malteser-Hilfsdienstes verbindlich 
Auskunft erteilt wird? 


14. Abgeordneter 
Waltemathe 

(SPD) 


Macht die Bundesregierung bei dem konsula- 
rischen Schutz deutscher Staatsbürger, die in 
Griechenland in Untersuchungshaft geraten, 
einen Unterschied zwischen kriminellen und 
politischen Häftlingen, und trifft es zu, daß, 
wie in einem Brief des Auswärtigen Amtes 
vom 21. April 1972, Aktenzeichen V 4-88-6978/ 
71, bemerkt wurde, der deutschen Botschaft in 
Athen keine finanziellen Mittel zur Verfügung 
stehen, die es gestatten, politische Untersu- 
chungshäftlinge deutscher Staatsangehörigkeit 
hin und wieder im Gefängnis zu besuchen, so 
daß solche Gefängnisbesuche, wenn überhaupt, 
nur auf ausdrückliche massive Bitte politischer 
Häftlinge stattfinden? 


15. Abgeordneter 

Waltemathe 

(SPD) 


Treffen Informationen zu, wonach die deutsche 
Gerichtsreferendarin Fräulein Hannelore Runft 
über die deutsche Botschaft in Athen des öfte- 
ren beantragte, aus der Untersuchungshaft im 
Korydalos-Gefängnis gegen das Angebot täg- 
licher persönlicher Meldung bei den griechi- 
schen Polizeiorganen entlassen zu werden, 
und daß sie im Oktober 1972 bei dem Besuch 
des Rechtsexperten des Auswärtigen Amtes im 
Korydalos-Gefängnis erklärte, sie werde wi- 
derrechtlich festgehalten, und welche konkre- 
ten Schritte sind daraufhin von der deutschen 
Botschaft in Athen eingeleitet, beziehungs- 
weise vom Auswärtigen Amt veranlaßt wor- 
den? 


16. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung nicht die 
Weltöffentlichkeit mobilisiert, sondern ge- 
schwiegen, gegenüber der Tatsache, daß fünf 
Angehörige des deutschen Malteser Hilfs- 
dienstes völkerrechtswidrig vom Vietcong in 
Südvietnam gefangengenommen und fast fünf 
Jahre in so harter Gefangenschaft gehalten 
wurden, daß drei von ihnen verstarben? 
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17. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Namen der Bundesregie- 
rung Erklärungen über eine deutsche Beteili- 
gung am Wiederaufbau Vietnams durch die 
Tochter des Herrn Bundespräsidenten abgege- 
ben worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Stellt die Bundesregierung irgendwelche Über- 
legungen an, eine Revision des Beschlusses 
der Regierungschefs des Bundes und der Län- 
der vom 28. Januar 1972 über die Nichtein- 
stellung von verfassungsfeindlidien Kräften im 
öffentlichen Dienst durchzuführen, nachdem 
der Bundeskanzler von Jungsozialisten und 
dem Sozialistischen Hochschulbund in den letz- 
ten Wochen wiederholt dazu aufgefordert 
wurde? 


19. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Bewerber sind unter Bezugnahme 
auf diesen Beschluß seit dem 28. Januar 1972 
bis heute bei den Bundesministerien und Bun- 
desbehörden, in den Ministerien der Länder 
und Gemeinden, sowie Länder- und Gemeinde- 
behörden nicht eingestellt worden? 


20. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit 
beim Vollzug des am 1. Januar 1973 in 
Kraft getretenen Bundeswaffengesetzes bisher 
Schwierigkeiten aufgetreten sind, etwa weil 
für die Ausstellung von Waffenbesitzkarten 
bei der Anmeldung des vorhandenen Waffen- 
bestandes unterschiedliche Maßstäbe angelegt, 
unterschiedlich hohe Gebühren gefordert oder 
z. T. für den Waffen- und Munitionserwerb 
sowie das Führen von Waffen angeblich we- 
gen Fehlens von Formularen noch keine Ge- 
nehmigungen erteilt werden, und durch welche 
Maßnahmen will die Bundesregierung gegebe- 
nenfalls auf eine reibungslose Durchführung 
des Waffengesetzes hinwirken? 


21. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung bisher schon Fälle 
bekannt geworden, in denen Waffenbesitzer 
vorhandene Waffen pflichtgemäß angemeldet 
haben, ohne daß ihnen eine Waffenbesitzkarte 
ausgestellt wurde, und wie wurde bzw. würde 
in derartigen Fällen hinsichtlich des Waffen- 
besitzes tatsächlich verfahren? 


22. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 


In welchen Bereichen des öffentlichen Dienstes 
sind inzwischen „Schwerpunktprüfungen'' im 
Rahmen der Aufstiegsprüfungen eingerichtet 
worden? 
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23. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


24. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


25. Abgeordnete 

Frau Dr. Lepsius 

(SPD) 


26. Abgeordnete 

Frau Dr. Lepsius 

(SPD) 

27. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Coppik 
(SPD) 


29. Abgeordneter 
Coppik 
(SPD) 


30. Abgeordneter 

Dr. Glotz 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für sozial gerecht- 
fertigt, die in Artikel 1 (Punkt 9 und 10) des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesreisekostengesetzes (Bundesratsdruck- 
sache 123/72 bzw. 28/73) aufgenommene Klas- 
seneinteilung A bis D der Tage- und Übernach- 
tungsgelder beizubehalten? 

Wie kann es die Bundesregierung vertreten, 
daß in diesem Entwurf die Anhebung der 
Pauschalen der einzelnen Reisekostenstufen 
differiert, sodaß im Vergleich zur jetzt gelten- 
den Regelung (Verordnung zur Änderung rei- 
sekostenrechtlicher Vorschriften vom 23. De- 
zember 1968 Bundesgesetzbl. I S. 1414) die 
niedrigste Verdienstgruppe eine Erhöhung von 
nur 1 DM, die anderen Gruppen dagegen eine 
Erhöhung von 3 DM bis 5 DM erhalten sollen? 


Trifft es zu, daß durch das Fehlen der Rechts- 
verordnung zum Fluglärmgesetz dem Lande 
Baden-Württemberg die Kosten für den Einbau 
schalldämmender Fenster — z. B. am Real- 
schulneubau in Schwarzach/Württ. — nicht er- 
stattet werden, obwohl der Bund sie nach dem 
Fluglärmgesetz zu tragen hat? 


Wann kann mit dem Erlaß dieser Rechtsver- 
ordnungen gerechnet werden? 


Hat der 17. Juni als „Tag der deutschen Ein- 
heit" im Bewußtsein der Bevölkerung nicht 
inzwischen einen solchen Sinn erhalten, daß 
auch den Schaustellern an diesem Tage die 
Ausübung ihres Gewerbes möglich sein müßte? 

Wann wird die Bundesregierung voraussicht- 
lich den in der Entschließung des Bundestages 
vom 16. Dezember 1970 geforderten und in 
dem Zwischenbericht der Bundesregierung 
vom 20. Oktober 1972 erwähnten Erfahrungs- 
bericht und Novellierungsvorschlag zum Ge- 
setz zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 
1971 vorlegen? 

In welcher Weise wird die Bundesregierung 
hierbei berücksichtigen, daß durch die bloße 
Errichtung von sogenannten Lärmschutzzonen 
und die Berechnung des sogenannten äquiva- 
lenten Dauerschallpegels für die unter dem 
Fluglärm leidende Bevölkerung keine Erleich- 
terungen herbeigeführt werden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bei- 
spiel des österreichischen Gesetzgebers zu 
folgen und die Ansprache von Kindern in der 
Fernsehwerbung einschränkenden Bestimmun- 
gen zu unterwerfen? 
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31. Abgeordnete Werden bei den einzelnen Bunde sverwaltun- 
Frau Dr. Orth gen untersdiiedlidie Beförderungskriterien an- 
(SPD) gewandt, weil z. B. ein Beamter bei der Bun- 

deswehrverwaltung mit wesentlich kürzerem 
ADA (aus 1969) schon zum Amtmann befördert 
wird, während ein Beamter der Finanzverwal- 
tung mit ADA (1. Oktober 1966) noch immer 
Zolloberinspektor ist? 

Warum bekommen bei der Finanzverwaltung 
Beamte mit Abitur, bei sonst gleicher Leistung, 
ein Dienstjahr mehr angerechnet gegenüber 
Beamten, die auf dem 2. Bildungsweg dieselbe 
berufliche Ausbildung haben? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Maßnahmen einzuleiten, um den Aus- 
ländsdeutschen, die keinen Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland haben, die Wahr- 
nehmung des aktiven Wahlrechts zu ermög- 
lichen? 


Wie weit ist die von Bundesinnenminister 
Genscher in der Fragestunde vom 19. Dezem- 
ber 1972 — Drucksache 7/12 — angekündigte 
Prüfung der Frage gediehen, ob die Vorzie- 
hung des Anpassungstermins für die Unter- 
haltshilfen nach dem Lastenausgleichsgesetz 
und den übrigen Kriegsfolgegesetzen und für 
die Kriegsopferrenten entsprechend der Rege- 
lungen im Sozialversicherungsrecht möglich 
ist? 


35. Abgeordneter Welche Gründe gibt es, die entscheidungsreife 

Freiherr Ergebnisse zur Lösung dieses Problems bisher 

vonFircks verhindert haben bzw. die eine Beibehaltung 

(CDU/CSU) der unterschiedlichen Anpassungstermine für 

Leistungen zur Sicherung der Altersversor- 
gung rechtfertigen? 

36. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß 

Freiherr Ostman ein Richter am Bayerischen Obersten Landes- 
von der Leye gericht, als Präsident des Deutschen Kultur- 
(SPD) Werkes Europäischen Geistes e. V. amtiert, für 

mit den Grundsätzen des § 3 Beamtenrechts- 
rahmengesetz in Verbindung mit dem Be- 
schluß der Ministerpräsidenten vom 28. Januar 
1972 für vereinbar? 


37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 
Seefeld gen, daß alsbald verbindliche Regelung hin- 

(SPD) sichtlich der Ausrüstung und Beschaffenheit 

von Rettungshubschraubern geschaffen wer- 
den, damit verhindert werden kann, daß un- 
geeignete Rettungshubschrauber zum Schaden 
von Notfallpatienten verwendet werden? 


34. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 



32. Abgeordnete 

Frau Dr. Orth 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordneter 
Dr. Slotta 

(SPD) 


39. Abgeordnete 

Frau Fundke 


(FDP) 


40. Abgeordneter 
von Bodkelberg 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Heyen 
(SPD) 


42. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 

(FDP) 


Steht die Bundesregierung wie der Bundes- 
finanzhof (zitiert nach „Die Familie“, Septem- 
ber 1970) auf dem Standpunkt, daß Zwillinge 
(Mehrlinge) finanziell „keine außergewöhn- 
liche Belastung" für die Familie darstellen, 
oder ist die Bundesregierung mit mir der Auf- 
fassung, daß die finanziellen Aufwendungen 
zum Teil sehr groß sind, und durch welche 
besonderen Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung diesem Elternkreis helfen (auf 80 Gebur- 
ten eine Zwillings-, auf 80^ = 6400 eine Dril- 
lings-, auf 80^ = 512 000 eine Vierlings-, auf 
80^ = 40 960 000 Geburten eine Fünflings- 
schwangerschaft: dies die in der einschlägigen 
Literatur am meisten genannten Zahlen)? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Länderfinanzverwaltungen, daß die Kosten für 
den Jahresabschluß (Pflichtprüfung, Steuerbe- 
ratung) nicht in dem Jahr zurückgestellt wer- 
den könnten, auf das sie entfallen, obwohl der 
Bimdesfinanzhof in einem Urteil vom 24. Au- 
gust 1972 die regelmäßig entstehenden Prü- 
fungs- und Beratungskosten ausdrücklich aus- 
nahm, als es um die Nichtanerkennung von 
Rückstellungen für Kosten aus einer steuer- 
lichen Betriebsprüfung ging? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, wie auf 
Grund des Beschlusses des Bundesverfassungs- 
gerichts (BVerfGE 23,1) durch das Zweite 
Steueränderungsgesetz 1971 geschehen, auch 
auf Grund der Beschlüsse des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 25. April 1972 — 1 BvL 
38/69, 25/70, 20/71 — , dem Gesetzgeber einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, welcher für die 
durch diese Beschlüsse des Bundesverfassungs- 
gerichts betroffenen, noch nicht rechtskräfti- 
gen Fällen eine auf die Zeit vor 1970 zurück- 
reichende gesetzliche Neuregelung trifft, und 
bis wann ist mit einer solchen Vorlage zu 
rechnen? 

Sieht die Bundesregierung nach dem heutigen 
Stand der Umrüstung von Transportfahrzeu- 
gen im Berlin- Verkehr das Ziel im Verplom- 
bungsgesetz gefährdet, wonach bis zum 1. Juli 
1973 alle umrüstungsfähigen Fahrzeuge ver- 
plombt sein müssen, und erwägt sie eine Ini- 
tiative zur Verlängerimg der gesetzlich vor- 
geschriebenen Frist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Schmuggel von Zigaretten, der nach 
der Erhöhung der Tabaksteuer im September 
letzten Jahres stark zugenommen hat, entge- 
genzuwirken, insbesondere den organisierten 
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43. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Berger 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Dr. Aigner 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Dr. Aigner 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


49. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Fahrten von Gruppen aus grenznahen Gebie- 
ten, die mehrmals an einem Tag die Grenze 
passieren und dabei jedes Mal die Freigrenze 
in Anspruch nehmen? 


Teilt die Bundesregierimg meine Auffassung, 
daß die in ihren Beschlüssen über Echwerte 
und Grundsätze zur Steuerreform vom 11. Juni 
und 28./29. Oktober 1971 vorgesehene Erhö- 
hung des Pensionsfreibetrages von 25 v. H. auf 
30 V. H. aus Gründen der sozialen Gerechtig- 
keit mit Vorrang behandelt werden sollte? 


Ist die Bundesregierung bereit, den vorgesehe- 
nen Höchstfreibetrag von 3600 DM jährlich in 
Anbetracht der inzwischen weiter angestiege- 
nen steuerfreien Renten imd sonstigen steuer- 
freien Altersversorgungen zu überprüfen? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die Empfehlungen der 
EWG-Kommission einer Dämpfung des Preis- 
anstiegs über enge Begrenzung der Finan- 
zierungssalden in den Haushaltsplänen und 
gegen die Ausweitung von Kreditvolumen und 
Liquidität zu realisieren? 


Wie will die Bundesregierung die Gesetzes- 
lücke, die durch das Inkrafttreten der neuen 
Einheitswerte für die Grimdsteuer ab 1. Januar 
1974 imd die Außerkraftsetzung der Meßza- 
len nach § 12 GrStG entsteht, und den Ge- 
meinden erhebliche Finanznot bringen wird, 
schließen? 


Denkt sie eventuell an die Verabschiedimg 
eines Vorschaltgesetzes zur Steuerreform? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
hauptung des Deutschen Städtetages, daß ab 
1. Januar 1974 eine Gesetzeslücke dann ent- 
stehen würde, wenn es nicht rechtzeitig ge- 
lingt, entsprechend der Beschlüsse über die 
Eckwerte zur Steuerreform vom 11. Juni und 
28./29. Oktober 1971 gesetzgeberische Maß- 
nahmen zu treffen, nach denen die Städte und 
Gemeinden in der Lage sind, neue Steuerbe- 
scheide für die Grundsteuer auszustellen? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
durch ein Vorschaltgesetz diese Lücke wenig- 
stens soweit zu füllen, das rechtzeitig den 
Städten und Gemeinden die Meßzahlen be- 
kannt werden, die für das Jahr 1974 festgesetzt 
werden müssen, um die notwendigen kontinu- 
ierlichen Einnahmen aus der Grundsteuer den 
Städten imd Gemeinden zu erhalten? 
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50. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Härzsciiel 


(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Härzsdiel 


(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


Wie hodi ist der Anteil der Mehreinnahmen 
bei der Lohnsteuer und bei der veranlagten 
Einkommensteuer in den Jahren 1971 und 1972, 
der aus demjenigen Teil der Mehreinkommen 
resultiert, der über den realen Einkommens- 
zuwadis (Bruttolohn) hinausgeht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbeson- 
dere unter dem Gesichtspunkt der sozialen 
Gerechtigkeit diese Entwicklung, und wann 
beabsichtigt sie hieraus steuerrechtliche Folge- 
rungen zu ziehen? 

Wieviel allgemeine Sparguthaben mit gesetz- 
licher Kündigungsfrist gibt es in der Bundes- 
republik Deutschland, und wie hoch ist die 
Summe dieser Spareinlagen? 


Hält die Bundesregierung einen flexiblen Zins- 
satz dieser Sparguthaben dann für möglich, 
wenn die Inflationsrate den Zinssatz allgemei- 
ner Sparguthaben übersteigt, oder was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um den 
Substanzverlust dieser Sparer auszugleichen? 

Entspricht es dem Wortlaut des Zonenrand- 
förderungsgesetzes und dem Willen des Ge- 
setzgebers, daß eine steuerliche Begünstigung 
im Rahmen des § 3 des Zonenrandförderungs- 
gesetzes nur bei neuen beweglichen Wirt- 
schaftsgütern, nicht aber bei gebrauchten oder 
bei zur Ersatzbeschaffung dienenden Wirt- 
schaftsgütern gewährt wird? 

Kann die Bundesregierung angeben, ob die 
Abwertung des US-Dollars das Beschäftigungs- 
risiko für die deutschen Arbeitnehmer bei den 
amerikanischen Streitkräften erhöht, und wel- 
che Schritte gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls zu unternehmen, um eine Ge- 
fährdung dieser Arbeitsplätze zu verhindern 
oder dadurch entstehende soziale Härten aus- 
zugleichen? 

Ist die Bundesregierung angesichts der durch 
inflationäre Preissteigerungen ausgelösten 
überproportionalen Steuererhöhungen bereit, 
einen Korrekturmechanismus bei der Einkom- 
mensteuer bzw. Lohnsteuer einzuführen und, 
etwa nach dem Beispiel von Dänemark, Frank- 
reich und den Niederlanden, eine Indizierung 
des Steuertarifs nach den Lebenshaltungsko- 
sten vorzunehmen? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus den Ergebnissen der Steuerreform- 
Klausurtagung in Boppard in bezug auf die 
zeitliche und sachliche Planung der Steuerre- 
form? 
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58. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung 

Freiherr Ostman angesichts der Tatsache, daß das Deutsche 

von der Leye Kulturwerk Europäischen Geistes e. V. unter 

(SPD) den vom Bundesverfassungsschutz obser- 

vierten rechtsradikalen Kultur Organisationen 
aufgeführt wird, die ausgesprochene Aner- 
kennung als „besonders förderungswürdigen 
und gemeinnützigen Zwecken dienend" zu 
entziehen und damit den Bundesinteressen 
widersprechende Abzugsfähigkeit der Spenden 
von der Steuer zu beseitigenf 

59. Abgeordneter Trifft es zu, daß die finnische Regierung in 

Leicht der Frage der Reparationszahlungen erneut an 

(CDU/CSU) die Bundesregierung herangetreten ist? 

60. Abgeordneter In welcher Höhe und mit welcher Begründung 

Leicht werden diese Forderungen erhoben? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


61. Abgeordnete Hält jetzt auch die Bundesregierung ein ge- 
Frau setzliches Vertriebsverbot von elektronischen 

Dr. Neumeister Hörgeräten im Versandhandel u. a. entspre- 
(CDU/CSU) chend der einmütigen Stellungnahme des Aus- 

schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
der 6. Legislaturperiode vom 20. Juni 1972 (zu 
Drucksache VI/2972 — neu) aus gesundheits- 
politischen Gründen für dringend geboten, 
nachdem It. Backnanger Kreiszeitung vom 
15. Januar 1973 ein großes Versandhaus in 
seinem neuesten Katalog entgegen namhaften 
fachärztlichen Gutachten elektronische Hörge- 
räte wiederum allgemein feilbietet? 

Wie erklärt die Bundesregierung, daß die 
Preise für Düngemittel in den drei neuen 
EWG“Mitgliedstaaten Großbritannien, Däne- 
mark und Irland durchweg unter den Preisen 
in der Bundesrepublik Deutschland liegen? 

Trifft es zu, daß insbesondere die Preise in 
Dänemark deshalb wesentlich unter dem deut- 
schen Niveau liegen, weil dieses Land nicht 
über eigene Düngemittelproduktion verfügt 
und dort Wettbewerbspreise, in den Ländern 
der „Alt-EWG" dagegen Kartellpreise gelten? 

64. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
Dr. Jahn geben, welche Gebiete in der Bundesrepublik 

(Braunschweig) Deutschland im Rahmen der Regionalpolitik 
(CDU/CSU) der EWG (gemäß Beschluß des Rates vom 

21. März 1972) in der Förderung durch Mittel 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft einbezogen sind? 


63. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


62. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


11 




Drucksache 7/188 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


65. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um zu besseren Wettbewerbsbedingun- 
gen für die durch Einfuhren aus EWG- und 
Dritthandelsländer bedrängte deutsche Leder- 
handschuhindustrie zu kommen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


66. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der Frank- 
Früh furter Allgemeinen Zeitung vom 15. Februar 

(CDU/CSU) 1973 geäußerte Meinung, daß der „Grüne Dol- 

lar mausetot" ist? 


67. Abgeordneter 
Früh 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregiertmg eine Möglichkeit, 
bei den laufenden Beratungen über gemein- 
sames Handeln in der Währungsfrage inner- 
halb der EWG das Problem des „Grünen Dol- 
lars" gezielt anzusprechen? 


68. Abgeordneter 

Kiedile 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß staatliche italienische Stellen 
in schikanöser Weise den Transport von 
Frischmilch aus Bayern nach Norditalien be- 
hindern oder gänzlich unmöglich machen, hält 
die Bundesregierung es gegebenenfalls mit 
dem Buchstaben und dem Sinn des EWG- Ver- 
trages für vereinbar, und welche Schritte hat 
die Bundesregierung hiergegen bisher unter- 
nommen? 


69. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Bejahendenfalls, welche rechtlichen und son- 
stigen Maßnahmen stehen der Bundesregie- 
rung für die Zukimft zur Verfügung, um der- 
artigen diskriminierenden Praktiken italieni- 
scher Behörden zu begegnen, und hat die 
Bundesregierung den zuständigen italienischen 
Stellen unmißverständlich dargelegt, daß bei 
einer Fortsetzung der Behinderung des Milch- 
transports von Bayern nach Norditalien von 
deutscher Seite ein ähnliches Instrumentarium 
beim Verbringen z. B. von Obst, Gemüse und 
Wein von Italien in die Bundesrepublik 
Deutschland angewendet werden könnte? 


70. Abgeordnete 
Frau Dr. Riede 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, ob und 
inwieweit sie die durch das Hagelunwetter am 
15. August 1972 in landwirtschaftlichen und 
gärtnerischen Betrieben im Raum Stuttgart 
(Kreis Waiblingen) in Höhe von rd. 20 Millio- 
nen DM verursachten Schäden finanziell zu- 
mindest teilweise ausgeglichen hat? 
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71. Abgeordnete 

Frau Dr. Riede 


(CDU/CSU) 


Für den Fall, daß die vorstehende Frage ver- 
neinend beantwortet wird, frage ich die Bun- 
desregierung, wie sie den teilweise in ihrer 
Existenz bedrohten Unternehmen Hilfe ange- 
deihen lassen kann, nachdem der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
sich selbst von dem Ausmaß des Schadens 
überzeugt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


72. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


75. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 

76. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 

Dr. Miltner 

(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerungen für die langfristige 
Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Renten- 
versicherungen hat die Bundesregierung aus 
der Tatsache gezogen, daß erstmals 1972 ein 
Geburtendefizit von 0,1 je 1000 Einwohner 
errechnet und für 1973 sogar mit 0,6 voraus- 
geschätzt wurde? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, sowohl 
im Rahmen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung als auch der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung, die Witwenrente, unabhängig vom Le- 
bensalter, über den bisherigen Wert von sechs 
Zehntel der dem Versicherten zustehenden 
Erwerbsunfähigkeitsrente hinausgehend zu 
verbessern, weil der überwiegende Teil der 
feststehenden Kosten auch nach dem Tode des 
Ehemannes unverändert bestehen bleibt? 

Welche Auswirkungen haben sich nach Auf- 
fassung der Bundesregierung bisher aus dem 
EWG-Sozialfonds auf die Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere unter regionalpoli- 
tischen Gesichtspunkten ergeben? 

Hält die Bundesregierung Initiativen zur wei- 
teren Aktivierung des EWG-Sozialfonds für 
notwendig? 

Entspricht es den Tatsachen, daß die im Haus- 
halt 1973 der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 
enthaltenen Stellenmehrungen von der Bun- 
desregierung ohne nähere Prüfung gestrichen 
worden sind, nachdem bereits vorher durch die 
Selbstverwaltungsorgane der BA eine erheb- 
liche Globalkürzung der sich nach der Perso- 
nalbedarf srechnung vom Mai 1972 rechnerisch 
ergebenden Stellenmehrungen erfolgt ist? 

Hält die Bundesregierung eine derartige Be- 
handlung der Bediensteten dieser Anstalt für 
vertretbar, die im Interesse des zu betreuen- 
den Personenkreises in den vergangenen Jah- 
ren über das normale und zumutbare Maß 
hinaus Belastungen auf sich genommen haben? 
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78. Abgeordneter 

Sdiulte 

(Sdiwäbisdi 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Ist die Auffassung des Hauptpersonalrates der 
Bundesanstalt für Arbeit sowie einiger Be- 
zirkspersonalräte — wie z. B. des Bezirksper- 
sonalrates des Landesarbeitsamtes Baden- 
Württemberg — gerechtfertigt, daß die Kon- 
zeption des Arbeitsförderungsgesetzes wegen 
eines Fehls an Personal nidit verwirklicht 
werden kann? 


79. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bun- 
desknappschaft ihren Rentenempfängern in 
einem nur sehr schwer verständlichen gedruck- 
ten Rundschreiben mitgeteilt hat, daß die An- 
passung nach dem 15. Rentenanpassungsge- 
setz in der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung, ebenso wie in der Rentenversicherung 
der Arbeiter und in der Rentenversicherung 
der Angestellten allgemein 9,5®/o ausmacht, 
wegen der sogenannten Abschmelzung aber 
tatsächlich in sehr vielen Fällen wesentlich 
niedriger ist und daß dieser Umstand von den 
Knappschaftsrentnern in seiner Begründung 
kaum verstanden und in seiner Wirkung nicht 
eingesehen wird? 


80. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
daß die nach dem Finanzänderungsgesetz 1967 
letztmalig ab 1. Januar 1972 vorgesehene Ab- 
schmelzung nach dem Sinn des Finanzände- 
rungsgesetzes 1967 zwar für die normale An- 
hebung der Renten im Januar 1972, nicht aber 
für die zusätzliche zweite, vorgezogene Ren- 
tenanhebung ab 1. Juli 1972 zutreffend sein 
kann, und ist die Bundesregierung bereit, hier 
eine entsprechende Änderung und Besserstel- 
lung der Knappschaftsrentner dem Deutschen 
Bundestag vorzuschlagen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


81. Abgeordnete Welche raumordnerischen Gesichtspunkte lei- 
Frau Dr. Riedel* ten die Bundesregierung bei der Planung von 
Martiny Übungsplätzen der Bundeswehr in Ballungs- 

(SPD) gebieten? 


82. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung Maßnahmen ergrei- 
fen, um die Verlegung der Raketenbasen von 
USA-Streitkräften, die unmittelbar neben dem 
Wohngebiet Mainz-Lerchenberg stationiert 
sind, aus Gründen des Umweltsdiutzes zu er- 
reichen und außerdem zu verhindern, daß die 
geplante Abholzung von 43 ha Wald unter- 
bunden wird, damit es nicht zur weitgehenden 
Zerstörung eines der wichtigsten Naherho- 
lungsgebiete der Landeshauptstadt Mainz 
kommt? 
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83. Abgeordneter 

Damm 


(CDU/CSU) 


Welchen Wert mißt die Bundesregierung der 
Fortsetzung der MRCA-Entwicklung und der 
geplanten Einführung dieses Flugzeugs in die 
deutschen, englischen und italienischen Streit- 
kräfte bei im Hinblick auf die künftige mili- 
tärische Friedenssicherung, die europäische 
Zusammenarbeit, die technische und wirtschaft- 
liche Entwicklung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Europas? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


84. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Neustrukturierung sowie der Neufestsetzung 
der Ziele und Arbeitsmethoden des Abkom- 
mens über die Errichtung des deutsch-franzö- 
sischen Jugendwerkes den Austausch im Be- 
reich von Regional-, Städte- und Gemeinde- 
partnerschaften mit in den § 2 dieses Abkom- 
mens aufzunehmen? 


85. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung Näheres über die in 
diesen Tagen beginnende bundesweite Aktion 
zur Erforschung und Bekämpfung der Krebs- 
krankheit durch die Aktionsgemeinschaft 
„Krebs geht uns alle an", deren Initiator Prof. 
Dr. Carl Gottfried Schmist ist, bekannt, und 
welche Möglichkeiten bestehen für die Bun- 
desregierung, diese Aktion zu unterstützen? 


86. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Familien 
mit geistig behinderten Kindern, die einkom- 
mensmäßig unter der im Bundessozialhilfege- 
setz vorgesehenen Grenze liegen, die Hilfe 
zum Lebensunterhalt für ihr behindertes Kind, 
die mehrere hundert DM betragen kann, bei 
sonst gleichen Lebens- und Betreuungsum- 
ständen einfach dadurch verloren geht, daß 
diese Kinder aus dem Sozialbereich zugeord- 
neten Kindertagesstätten in Sonderschulen 
überführt werden? 


87. Abgeordnete 

Frau Huber 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Lücke im 
§ 43 des Bundessozialhilfegesetzes so zu 
schließen, daß eine Gleichbehandlung der gei- 
stig behinderten Kinder und ihrer Familien 
erfolgt? 


88. Abgeordnete 

Frau Sdileicher 


(CDU/CSU) 


Wie weit identifiziert sich die Bundesregierung 
mit der Hypothese einer vom Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit in 
Auftrag gegebenen Forschungsarbeit (Familie 
und Identität — die Familie als pathogenes 
System), daß „die Familie die einzig ihr ver- 
bleibende materielle Funktion, die Aufzucht 
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der Kinder, nicht mehr optimal erfüllen kann, 
weil sie deren immateriellen Aspekt, nämlich 
dem Anspruch, die Kinder für die Gesellschaft 
zu tauglichen und gesunden Individuen zu er- 
ziehen, nicht mehr gewachsen ist" ? 

89. Abgeordnete Welche Funktion weist die Bundesregierung 
Frau Sdileicher der Institution Familie noch zu, angesichts der 
(CDU/CSU) Behauptung, daß „die nachfolgende Generation 

bei den spezifischen Ansprüchen, denen sie in 
der gegenwärtigen Entwicklung der modernen 
Gesellschaft gerecht werden müßte, ihr gesam- 
tes Leben hindurch mehr oder weniger unter 
der spezifischen familialen Sozialisation zu 
leiden hat"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


90. Abgeordnete Wie gedenkt die Bundesregierung den in der 

Frau Dr. Riedel- Regierungserklärung angesprochenen ver- 
Martiny stärkten Ausbau des Massenverkehrs mit den 

(SPD) gesetzlich fixierten Prioritäten des Fernstras- 

senausbaus, die ja eher dem Individualver- 
kehr zugutekommen, künftig abzustimmen? 

91. Abgeordneter Zu welchem Ergebnis ist der bei dem Bundes- 

von Bockeiberg minister für Verkehr und bei dem Bundes- 
(CDU/CSU) minister für Jugend, Familie und Gesundheit 

gebildete Beirat für Verkehrsmedizin in sei- 
nem Zweiten Entwurf des Gutachtens „Krank- 
heit und Kraftfahreignung" hinsichtlich der 
Bewertung von Gehörschäden gekommen, und 
werden danach gehörlose (taubstumme) Füh- 
rerscheininhaber und Führerscheinbewerber 
eine Sonderbehandlung zu erwarten haben? 

92. Abgeordneter Bedeutet der Satz in der Regierungserklärung 

Dr. Kempfier vom 18. Januar 1973, in dem lediglich betont 

(CDU/CSU) wird, daß der Bau der Bundesfernstraßen 

selbstverständlich weitergeht, eine Änderung 
der Straßenbaupolitik gegenüber der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969, wonach 
der Schwerpunkt des Fernstraßenbaus die 
Chancenverbesserung strukturell schwacher 
Gebiete sein soll? 

93. Abgeordneter Wie viele Beanstandungen wegen der zuneh- 

Kahn- Ackermann mend ungeordneten Verhältnisse im deutsch- 
(SPD) italienischen Bahn-Güterverkehr sind im Jahre 

1971 bei der Deutschen Bundesbahn anhängig 
gemacht worden? 

94. Abgeordneter Kann zur Zeit mit einem beschleunigten Aus- 

Milz bau der E 42 im Kreis Euskirchen im Anschluß 

(CDU/CSU) an den rheinland-pfälzischen Teil der E 42 ge- 

rechnet werden? 
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95. Abgeordneter Trifft es zu, daß der weitere Ausbau der E 42 
Milz sich nur wegen fehlender Bundesmittel verzö- 

(CDU/CSU) gert hat, obwohl das Straßenbauvorhaben B 51 

zur ersten Dringlichkeitsstufe des Ausbaupla- 
nes für Bundesfernstraßen gehört, die Vorver- 
fahren schon abgeschlossen sind und der Bun- 
desverkehrsminister bereits vor zwei Jahren 
den Bauentwurf genehmigt hat? 

Wie viele Festnahmen von Bewohnern der 
Bundesrepublik Deutschland durch die DDR im 
Transitverkehr sind der Bundesregierung seit 
dem Inkrafttreten des Viermächte-Abkommens 
über Berlin bekanntgeworden, und wie wur- 
den die Festnahmen von seiten der DDR be- 
gründet? 

97. Abgeordneter Wie viele der von der DDR im Transitverkehr 

Kunz Festgenommenen befinden sich noch in Haft? 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 

98. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die Verein- 

Lemmridi barung mit der Deutschen Bundesbahn über 

(CDU/CSU) den Bau der Versuchsanlage für Verkehrs- 

technik unterschreiben, die seit Monaten an- 
steht? 

Wann wird die Bundesregierung die für 1972 
in Aussicht gestellten Ergebnisse einer ver- 
kehrswirtschaftlichen Untersuchung über die 
sogenannte Küstenautobahn von der nieder- 
ländischen Grenze über die Unterweser, die 
Unterelbe mit Anschluß an das schleswig-hol- 
steinische Autobahnnetz vorlegen? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, schon 
heute eine Auskunft über die voraussichtliche 
Linienführung der Autobahn und insbesondere 
über die Standorte der erforderlichen Brücken- 
bauwerke an der Unterweser und Unterelbe 
zu geben? 

101. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an der Zusage fest, 

Schröder daß dem Bau der Bundesautobahn Ruhrge- 

(Wilhelminenhof) biet — Ostfriesland erhöhte Priorität zukommt, 
(CDU/CSU) wie dies aus der Antwort auf meine Münd- 

liche Frage an die Bundesregierung vom 
16. September 1970 — 64. Sitzung des 6. Deut- 
schen Bundestages, Stenographischer Bericht 
S. 3519 — hervor geht? 

102. Abgeordneter Welche strukturellen Überlegungen und Ab- 

de Terra sichten zur besseren Erschließung des Raums 

(CDU/CSU) Hildesheim können bei der Planung der Bun- 

desbahn-Neubaustrecke Hannover — Elze — 
Göttingen verwirklicht werden? 


100. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 
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103. Abgeordneter 
de Terra 
(CDU/CSU) 


Welchen Beitrag kann die Deutsche Bundes- 
bahn bei dem beabsichtigten Neubau von 
Strecken zur besseren Erschließung des bis- 
her strukturell benachteiligten Raums Hildes- 
heim leisten? 


104. Abgeordneter 

Grobecker 


(SPD) 


Ist sichergestellt, daß aus den für ein nationa- 
les Tankerprogramm vorgesehenen Haushalts- 
mitteln keine Reedereien gefördert werden, 
die ihre Schiffe unter „Billigen Flaggen" lau- 
fen lassen? 


105. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
Dr. Nölling ergreifen, um die Arbeits- und Lebensbedin- 

(SPD) gungen der deutschen Seeleute an Bord zu 

verbessern? 


106. Abgeordneter 
Sdiinzel 
(SPD) 


In welchem Umfang ist die Bundesregierung 
bereit, Städte und Gemeinden bei der Ver- 
wirklichung von Nahverkehrskonzeptionen 
mit Modellcharakter finanziell zu unterstüt- 
zen? 


107. Abgeordneter 
Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, wonach die Straßen- 
baumittel für den Bundesfernstraßenbau, ins- 
besondere für den Bau von Autobahnen im 
Haushaltsansatz drastisch gekürzt wurden, ge- 
gebenenfalls für welche laufenden bzw. in Aus- 
sicht genommenen Strecken im Bereich des 
Freistaates Bayern würde sich diese Kürzung 
auswirken; sind insbesondere die geplante 
Autobahnverbindung München — Landshut — 
Deggendorf und der Äußere Fernstraßenring 
München davon betroffen? 


Geschäftsbereicii des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


108. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 7. Feb- 
ruar 1973 geäußerten schwerwiegenden Vor- 
würfe, daß bei dem durch sie geförderten 
Kernreaktorprojekt Schneller Natriumgekühl- 
ter Brüter (SNR) u. a. von einer falschen Ko- 
stenkalkulationsbasis ausgegangen werde, die 
Wirtschaftlichkeit des Reaktors in Frage ge- 
stellt sei, alle Argumente für die Notwendig- 
keit dieses Typs inzwischen hinfällig gewor- 
den seien und daß durch die Angst der ver- 
antwortlichen Ministerialbeamten und der 
Berater Fehlbeurteilungen einzugestehen, Mil- 
liarden von Steuergeldern unnütz verschwen- 
det würden? 
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109. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(Mündien) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost 
künftig keine Zuschlags-Briefmarken zugun- 
sten der Deutschen Sporthilfe mehr heraus- 
geben wird, und welche Gründe haben die 
Bundesregierung gegebenenfalls zu dieser Ent- 
scheidung veranlaßt, obwohl sich diese Zu- 
schlags-Briefmarken offensichtlich nicht nur auf 
Seiten des Sports, sondern auch bei den Brief- 
markensammlern besonderer Beliebtheit er- 
freuten? 


110. Abgeordneter Welche Gründe haben den für die Deutsche 
Werner Bundespost zuständigen Minister dazu bewo- 

(CDU/CSU) gen, entgegen der früheren Zusage seines 

Amtsvorgängers, Bundesminister Leber, die 
Herausgabe einer weiteren Sonderbriefmarke 
zugunsten der Deutschen Sporthilfe im Wert 
von etwa 5 Millionen DM abzulehnen? 


111. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß die Deutsche Bundespost entgegen einer 
früheren Übung keine Schülermonatskarten 
an Inspektorenanwärter für die Laufbahn des 
gehobenen Verwaltungsdienstes mehr ausgibt, 
obwohl andere Lehr- und Anlernberufe diese 
Vergünstigung erhalten? 
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B. Sdiriftliciie Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Dr. Vohrer 


(FDP) 


2. Abgeordneter 

Dr. Vohrer 


(FDP) 


5. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

(SPD) 

5. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Emmert 

(SPD) 


6. Abgeordneter 
Wuwer 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Argu- 
ment des Abwasserzweckverbandes Breisgauer 
Bucht, daß die Kosten für das letzte neun Kilo- 
meter lange Teilstück des geplanten Abwasser- 
kanals vom Leopoldskanaldüker bis zum Voll- 
rhein bei Kappel (Kilometer 260) im Zuge der 
Folgemaßnahmen des Oberrheinausbaus als 
Kriegsfolgelasten vom Bund getragen werden 
müßten? 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
daß der Abwasserzweckverband Breisgauer 
Bucht dieses finanzielle Argument in der Aus- 
einandersetzung mit der Schutzgemeinschaft 
Taubergiessen benutzt, um eine umweltschutz- 
freundlichere Lösung des Abwasserproblems 
durch einen Abwasserkanal von Riegel nach 
Weisweil zu verhindern, wobei kein Abwas- 
serkanal durch das Landschaftsschutzgebiet 
Taubergiessen verlegt werden müßte, der 
sicherlidi zu einer erheblichen Beeinträchti- 
gung des Landschaftsbildes dieser noch relativ 
ursprünglichen Rheinaulandschaft führen wür- 
de? 

Welche EDV-Anlagen bestehen zur Zeit in 
Bundesministerien und Bundesbehörden ein- 
schließlich Bahn und Post, welche Mittel wur- 
den dafür aufgewendet (Kauf, Miete) und wie 
ist der Grad ihrer Auslastung? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Teil- 
nahme von Sportlern der Bundesrepublik 
Deutschland an den südafrikanischen Spielen 
Ende März 1973 in Pretoria? 

In welcher Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung in ihrer Eigenschaft als Konsortial- 
partner dafür Sorge zu tragen, daß eine Viel- 
zahl von Olympischen Sportanlagen und ein 
Teil der Wohnungen des ehemaligen Olympi- 
schen Dorfes in München, die nach jüngsten 
Pressemeldimgen nur imzureichend genutzt 
werden, in sinnvoller Weise Verwendung 
finden? 

Wird die Bundesregierung — wenn ja, mit 
welcher Dringlichkeit — einen Gesetzentwurf 
im Bundestag einbringen, der die Obst- und 
Gemüsebewässerung mit fäkalkonterminier- 
tem Wasser mindestens für Erzeugnisse unter- 
bindet, die zum rohen Verzehr bestimmt sind? 
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7. Abgeordneter 
Biechle 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Überzeugung, 
daß es zur Reinhaltung des Bodensees drin- 
gend geboten ist, daß die Bodensee-Anlieger- 
staaten staatsvertragliche Regelungen verein- 
baren, die für alle technischen Großprojekte 
im hydrologischen Einzugsgebiet des Boden- 
sees eine strenge ökologische Kontrolle vor- 
sehen, und ist sie gegebenenfalls bereit, 
Gespräche und Verhandlungen mit den Bo- 
densee-Anliegerstaaten aufzunehmen, um sol- 
che staatsvertraglichen Vereinbarungen zu er- 
reichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter Bis wann dürfte voraussichtlich die von der 
Seibert Bundesregierung angekündigte Überprüfung 

(SPD) der Befristung des Kündigungsschutzes im so- 

zialen Mietrecht abgeschlossen sein? 


9. Abgeordneter Wird die Rechtstatsachenforschung der Bun- 
von Schoeler desregierung mit entsprechenden Arbeiten der 

(FDP) Länder] ustizministerien koordiniert? 


10. Abgeordneter 
von Schoeler 


(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Konzi- 
pierung von Verfahrensnovellen die Vorstel- 
lungen der Länder] ustizministerien und priva- 
ter Träger (Richter-, Anwaltsverein) zu be- 
rücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDÜ/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage beruht die Mög- 
lichkeit, daß ausländische Arbeitnehmer, die 
in der Bundesrepublik Deutschland arbeiten, 
über mehrere Jahre hinweg ihre Steuern zu- 
rückerstattet bekommen? 


12. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Wird bei militärischen Umgruppierungen und 
den damit verbundenen Änderungen im Flug- 
verkehr auf den Flughafen Wiesbaden-Erben- 
heim gebührend die Tatsache berücksichtigt, 
daß durch die Lage dieses Flugplatzes im Bal- 
lungsgebiet die Bevölkerung aufs stärkste be- 
einträchtigt wird, und ist gewährleistet, daß 
zumindest keine zusätzliche Lärmbelästigung 
entsteht, wenn nicht gleichzeitig die dringend 
gebotene Verminderung des Lärms möglich 
sein sollte? 
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13. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vod^enhause^ 

(SPD) 

Wie ordnet die Bundesregierung die sogenann- 
ten Factoringgesdiäfte ein, und wie steht sie 
zu der Meinung, daß diese Gesdiäfte — sei es 
durch Einbeziehung in den Katalog des § 1 
des Kreditwesengesetzes, sei es in anderer 

Weise — staatlicher Kontrolle unterworfen 
werden sollten? 

14. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Berlin- 
Präferenzen für Tabak und Alkohol einzu- 
schränken oder abzusdiaffen? 

15. Abgeordneter 
Reusdienbadi 
(SPD) 

Trifft es zu, daß beim Inkrafttreten der neuen 

Einheitswerte des Grundvermögens am 1. Ja- 
nuar 1974, dem gleidizeitigen Außerkrafttre- 
ten der Meßzahlen nadi § 12 Grundsteuerge- 
setz und dem wahrscheinlichen Fehlen neuer 

Meßzahlen die Städte und Gemeinden ab 1974 
überhaupt keine Grundsteuern mehr erheben 
können? 

16. Abgeordneter 
Reusdienbadi 

(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
der Forderung des Deutschen Städtetages zu 
entsprechen, dem Bundestag ein „Vorschalt- 
gesetz" vorzuschlagen, in dem zumindest neue 

Meßzahlen festgesetzt werden? 

Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

17. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
wonach sie von der australischen Regierung 
darüber informiert wurde, daß Australiens 

Exporte von mineralischen Rohstoffen — auch 
teilaufbereitet — künftig ohne Ausnahme im 

Rahmen staatlicher Kontrollmaßnahmen ge- 
regelt werden sollen? 

18. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 

Zu welchen wirtschaftlichen Auswirkungen 
und konzeptionellen Konsequenzen für die 
künftige Energie- und Rohstoffpolitik werden 
nach Auffassung der Bundesregierung die vom 
australischen Kabinett beschlossenen und am 

31. Januar 1973 bekanntgegebenen Ergän- 
zungsbestimmungen für den Export von mine- 
ralischen Rohstoffen in der EWG und in der 

Bundesrepublik Deutschland führen? 

19. Abgeordneter 
Rollmann 

(CDU/CSU) 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Verbindungsbüro der Verbraucher 
bei der EWG in Brüssel wieder zu beleben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
daß gemäß § 124 Abs. 6 a des Angestellten- 
versicherungsgesetzes Ärzte auch dann in ärzt- 
lichen Versorgungswerken nachversichert 
werden, wenn sie zwar vor dem 1. Januar 1973 
aus dem Beamtenverhältnis ausgeschieden 
sind, die Nachversicherung bisher aber noch 
nicht stattgefunden hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
10. ordentlichen Bezirksjugendkonferenz der 
IG-Metall Hessen vom Mai 1972, Jugendver- 
treter und Betriebsräte während ihrer Amts- 
zeit vom Wehr- und Ersatzdienst zu befreien? 


22. Abgeordneter Wenn ja, ab welchem Zeitpunkt beabsichtigt 

Link die Bundesregierung die Befreiung vorzuneh- 

(CDU/CSU) men? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


23. Abgeordneter 

Mertes 

(Stuttgart) 

(FDP) 


Nachdem laut Presseberichten in den letzten 
Tagen in Stuttgart größere Bestände franzö- 
sischen Salats wegen einer Pflanzenschutz- 
mittelkonzentration von über 30 ppm vernich- 
tet werden mußten, frage ich die Bundesre- 
gierung, ob sie gedenkt, Vorkehrungen zu 
treffen, die sicherstellen, daß eine chemische 
Verseuchung von importierten Lebensmitteln 
schon bei Überschreitung der Grenzen fest- 
gestellt werden kann? 


24. Abgeordneter 

Mertes 

(Stuttgart) 

(FDP) 


Welche Initiativen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um eine Angleichung der 
europäischen Lebensmittelgesetze an die in 
der Bundesrepublik Deutschland gültigen Vor- 
schriften zu erreichen? 


25. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung Veröffentlichungen 
des Deutschen Roten Kreuzes wie das „Herz 
Quiz", in denen offen der Ersatz tierischer 
Fette (Butter) durch Margarine und pflanzliche 
Öle empfohlen wird, mit den Grundsätzen 
einer objektiven Aufklärung für vereinbar an- 
gesichts der Tatsache, daß der als unparteiisch 
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26. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Pfeifer 


(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


bekannte französische Verbraucherverband 
(Union Federal de la Consommation) in einem 
Gutachten bezüglich Margarine erklärt „wir 
wagen es nicht, statt Butter ein Ersatzprodukt 
zu empfehlen, das aus verschiedenen Aus- 
gangsstoffen besteht, die zahlreiche sehr un- 
durchsichtige und in ihren Wirkungen noch 
wenig bekannte chemische Behandlungen er- 
fahren haben"? 

Wird die Bundesregierung, ähnlich wie in Ir- 
land, wo 1972 jegliche Margarinewerbung un- 
tersagt wurde, die einen direkten oder indirek- 
ten Hinweis darauf enthält, daß die Einbezie- 
hung eines solchen Fetts in die menschliche 
Nahrung gesundheitliche Vorteile mit sich 
bringe, im Rahmen der Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts gesundheitsbezogene Wer- 
bung nicht nur gegenüber medizinischen Laien, 
sondern auch gegenüber Heilberufen verbie- 
ten, um zu einer vorurteilslosen Beratung 
gegenüber Verbrauchern in Diät und Lebens- 
mittelfragen beizutragen? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Entwicklung der Kosten- 
situation in den Altenpflegeheimen zu ziehen, 
nachdem selbst ein Rentner mit überdurch- 
schnittlicher Rente nicht mehr in der Lage ist, 
die Pflegekosten aus eigenen Mitteln aufzu- 
bringen? 

Ist der Bund insbesondere bereit, sich im Rah- 
men des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
auch an der Finanzierung von Pflegeheimen zu 
beteiligen, da die Grenzen zwischen Kranken- 
haus, Leichtkrankenhaus, Nachsorgeklinik, 
Gereatrische Klinik, Intensivpflegeheim und 
Pflegeheim ohnehin fließend sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


29. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Da die gegenwärtige Durchfahrt durch die 
Stadt Beerfelden seit Jahren ein Verkehrs- 
hindernis und ein großer Gefahrenpunkt be- 
sonders im Winter ist, und nach einem Bericht 
des Landrats des Odenwaldkreises vom 21. De- 
zember 1972 der Baubeginn der Umgehungs- 
straße im Zuge der B 45 bei Beerfelden für 
1975 in Aussicht genommen werden soll, frage 
ich die Bundesregierung, ob sie bereit ist, die 
Beseitigung dieses ihr seit langem bekannten 
Engpasses früher in Angriff zu nehmen? 


30. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welche Straßenbaumaßnahmen plant die Bun- 
desregierung im Raume des Verwaltungsbe- 
zirks Braunschweig in den Jahren 1973/1974/ 
1975? 
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31. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß während der Ausbauarbeiten des Auto- 
bahnabschnittes Leverkusener-Kreuz — • Wup- 
pertal zu bestimmten Zeiten Umleitungen not- 
wendig werden können? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Bau der 
Umgehungsstraße im Zuge der B 51 im Raume 
Wermelskirchen als Voraussetzung für den 
Ausbau der BAB Leverkusener-Kreuz — Wup- 
pertal anzuerkennen? 

Wie ist zur Zeit die Situation der Planung, der 
finanziellen Sicherstellung und der Fertigstel- 
lung der Bundesautobahn A 110 im Kreis Eus- 
kirchen? 


34. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 

35. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Leidit 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 

38. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Wann ist mit dem Abschluß des Autobahn- 
baus der A 110 bzw. wann ist mit der Über- 
gabe an den Straßenverkehr zu rechnen? 

Ist es richtig, was in den letzten Tagen in der 
örtlichen Presse öfters zu lesen war, daß die 
Bahnstrecke Winden/Weißenburg (Elsaß) end- 
gültig stillgelegt werden soll? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
schen Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß 
wenigstens für den Berufsverkehr in den Mor- 
gen- und Nachmittagsstunden die erforderliche 
Zahl an Zugpaaren weiterläuft — zumindest 
so lange — bis andere Verkehrsmöglichkeiten 
in ausreichendem Maße der Bevölkerung zur 
Verfügung stehen? 

Wann rechnet die Bundesregierung mit Bau- 
beginn bzw. Bauende der vorgesehenen Um- 
gehung der Stadt Landsberg auf der neuen 
B 12? 

Mit welchen Kosten und in welchen Jahres- 
raten ist diese Umgehung in die Straßenver- 
kehrsplanung einbezogen? 


39. Abgeordneter Welche Planungen bestehen über den Bau 
Lenzer der Bundesautobahn Reiskirchen ~ Montabaur 

(CDU/CSU) (zeitlicher Rahmen, Finanzierung, Trasse mit 

Anschlüssen usw.)? 


40. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die Aufhe- 
Handlos bung der Bahnstrecke Zwiesel — Bodenmais 

(CDU/CSU) erneut geplant ist? 


41. Abgeordneter 
Handlos 


(CDU/CSU) 


Trifft es ferner zu, daß die Stückgut-Annahme- 
stellen in der Bundesrepublik Deutschland ent- 
scheidend verringert werden sollen, und wenn 
ja, sind davon auch Stückgut- Annahmestellen 
in Ostbayern betroffen? 


25 



Drucksache 7/188 


Deutsc±ier Bundestag ■ — 7. Wahlperiode 


42. Abgeordneter 
Wuwer 
(SPD) 


Bestehen seitens der Bundesregierung Ab- 
sichten, im Interesse größerer Verkehrssicher- 
heit Führerscheinbewerber bei der Fahrprü- 
fung über die Auswirkungen von Medikamen- 
ten (insbesondere in Verbindung mit alkoho- 
lischen Getränken) auf die Fahrtüchtigkeit be- 
fragen zu lassen? 


43. 


Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie ist der gegenwärtige Stand der Planung 
der Sdiwarzwald-Autobahn im Gebiet zwi- 
schen Freiburg und St. Peter, und welche Über- 
legungen werden angestellt, um durch die 
Führung dieser Autobahn zu gewährleisten, 
daß einerseits die Erholungsfunktion der Land- 
schaft erhalten und andererseits die Beein- 
trächtigung landwirtschaftlicher Betriebe nach 
Möglichkeit reduziert wird, und wie beurteilt 
die Bundesregierung die Möglichkeit einer 
Trassenführung durÄ das Höllental? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


44. Abgeordneter 

Seibert 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Miet- 
obergrenzen für die Bezugsberechtigung von 
Wohngeld zu erhöhen imd gegebenenfalls in 
welcher Höhe und zu welchem Zeitpunkt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


45. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Wie hoch werden die Zuschüsse für die Ver- 
triebenenverbände und ihre Untergliederun- 
gen — im Vergleich zu 1970, 1971 und 1972 — 
insgesamt im Jahre 1973 im Bundeshaushalt 
sein; gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
stellen, daß die Vertriebenenverbände diese 
Bundesmittel in Zukunft nur noch für kultu- 
relle Aufgaben im engeren Sinn erhalten, und 
in welcher Form soll die Zweckbindung kon- 
trolliert werden? 


46. Abgeordneter Mit wieviel Mitteln hat die Bundesregierung 
Zebisch im Jahre 1972 kulturelle Maßnahmen, sowie 

(SPD) Schulen und Kindergärten im Zonenrandge- 

biet gefördert? 


47. Abgeordneter 

Zebisdi 


(SPD) 


Wie hoch waren die Anteile der einzelnen 
Zonenrandländer? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


48. Abgeordnete Welche Kosten hätte die Weiterführung von 
Frau Dr. Walz Europa II für die Bundesrepublik Deutschland 
(CDU/CSU) nötig gemacht, und wie hoch belaufen sich die 

Anforderungen für die nunmehr notwendige 
technische Anpassung an den amerikanischen 
Träger für den Start von Symphonie? 


49. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Auf welche gemeinsame Politik haben sich die 
europäischen Partner von INTELSAT für ihre 
Verhandlungen mit AEROSAT geeinigt, um 
eine Zusammenarbeit auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung sicherzustellen? 


50. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Schröder Telefonleitungen in Bonn und insbesondere 

(Wilhelminenhof) im Bonner Abgeordneten-Hochhaus so über- 
(CDU/CSU) lastet sind, daß von einem funktionsfähigen 

Fernsprechverkehr nicht mehr die Rede sein 
kann? 


51. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Schröder eine einwandfreie Nachrichtenübermittlung zu 

(Wilhelminenhof) gewährleisten? 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die Einstellungsvorschriften der 
Deutschen Bundespost dahin gehend erleichtert 
werden, daß die Ansprüche an die Gesundheit 
der Bewerber in Zukunft in höherem Maße die 
Einstellung von Behinderten, insbesondere 
auch von Gehörgeschädigten, in größerem Um- 
fang ermöglichen, um damit der vom Bundes- 
kanzler in seiner Regierungserklärung ange- 
kündigten besseren Eingliederung der Behin- 
derten in die Arbeits- und Berufswelt auch im 
unmittelbaren Einflußbereich der Bundesregie- 
rung Rechnung zu tragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


53. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Untersuchung von 
Dr. Wolfgang Lempert, Max-Planck-Institut 
Berlin, „Zum Verhältnis von Ausbildung und 
Beruf. Ergebnisse einer Befragung ehemaliger 
Berliner Maschinenschlosserlehrlinge" (in: 
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Zeitschrift für Pädagogik, 6/71) bekannt; wie 
beurteilt sie die darin analysierten Schwierig- 
keiten, die zu häufigem Abbruch innerhalb der 
beruflichen Weiterbildung führen — etwa 
10 Stunden Kursusdauer in der Woche, dazu 
Schularbeiten und lange Fahrzeiten, berufliche 
und familiäre Belastungen und Zweifel, ob 
solche Anstrengungen sich lohnen, die durch 
die Notwendigkeit des gleichzeitigen Geldver- 
dienens bedingte Zeitnot u. a. m. — , und wel- 
che Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, damit die Vorschläge in der o. a. 
Untersuchung, z. B. „Freistellung von der Ar- 
beit, Unterhaltszahlung und Anerkennung des 
Lernens als legitimer Bestandteil des Erwach- 
senenlebens", — also eine Art „Honnef-Stipen- 
dium-System für junge Arbeiter und Ange- 
stellte" — , realisiert werden, die ja dem er- 
klärten Ziel der Bundesregierung weitgehend 
entsprechen, beruflicher Bildung und Weiter- 
bildung einerseits und traditioneller weiter- 
führender allgemeiner Schulbildung und Stu- 
dium andererseits die gleiche Wertigkeit zu- 
zuerkennen? 


54. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Von welchen Kriterien geht die Bundesregie- 
rung bei den Verhandlungen in der EWG über 
die Möglichkeiten einer globalen Anerken- 
nung der in den Mitgliedstaaten ausgestellten 
Diplome und sonstigen Befähigungsnachweisen 
aus? 


55. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


(SPD) 


Zu welchem Zeitpunkt beabsichtigt die Bundes- 
regierung eine Änderung des § 68 Abs. 2 des 
Ausbildungsförderungsgesetzes dahin gehend 
einzuleiten, daß auch die in § 8 Abs. 2 des 
Gesetzes genannten Ausländer Anspruch auf 
Ausbildungsförderung erhalten? 


Bonn, den 16. Februar 1973 



